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7. Wahlperiode 

28. 01. 76 
Sachgebiet 63 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Höcherl, Leicht, Dr. Althammer, Dr. Häfele, Dr. Zeitei, 
Dr. Köhler (Duisburg) und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Haushaltswirtschaft des Bundes im Rechnungsjahr 1975 und Folgerungen 
für die Jahre ab 1976 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Der Bundesfinanzminister hat im Hinblick auf die entstan- 
denen Minderausgaben von 5,2 Mrd. DM am 23. Januar 1976 
im Deutschen Bundestag erklärt, eine ganze Reihe dieser 
„Einsparungen" seien „einmaliger Natur". 

Um welche Minderausgaben des Jahres 1975 handelt es sich 
dabei im Wesentlichen? 

2. Im Zusammenhang mit den Äußerungen über die einmalige 
Natur der Einsparungen erwähnte der Bundesminister der 
Finanzen die Zuschüsse an die Arbeitslosenversicherung. 

2.1 Wie ist seine Aussage zu erklären, daß nach dem 
Ergebnis des Jahres 1975 „keineswegs so ohne weiteres 
davon ausgegangen werden könne, daß wir bei unseren 
Zuschüssen für die Bundesanstalt für Arbeit in 1976 
erneut sparen können"? 

2.2 Von welcher Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahl für 
den Jahresdurchschnitt 1975 ging die Bundesregierung 
bei der Vorlage des Nachtragshaushalts 1975 aus? 

Wie hoch waren die Arbeitslosen- und Kurzarbeiter- 
zahlen wirklich im Jahresdurchschnitt 1975? 

2.3 Von welchen Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahlen ist 
für die Bemessung der Liquiditätszuschüsse im Regie- 
rungsentwurf des Bundeshaushalts 1976 ausgegangen? 

3. Inwieweit lassen sich 

a) gegenüber dem Regierungsentwurf des Bundeshaushalts- 
planes 1976, 

b) gegenüber den Ansätzen des Finanzplanes für die Jahre 
bis 1979 

Herabsetzungen bei den Ausgabenansätzen rechtfertigen, 
bei denen 1975 Minderausgaben entstanden sind (oder aus 
welchen Gründen im einzelnen lassen sie sich für die Zu- 
kunft nicht rechtfertigen), insbesondere 

— bei den Ansätzen für die Liquiditätshilfe an die Bundes- 
anstalt für Arbeit, wo in 1975 eine Minderausgabe nach 
den Angaben des Bundesfinanzministers von 1 Mrd. DM 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/4655 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


deshalb entstand, weil sowohl die Zahl der Empfänger 
von Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld im Jahresdurch- 
schnitt wie auch die Ausgangslöhne als Berechnungs- 
grundlage für die Arbeitslosenunterstützung niedriger 
als angenommen gewesen seien, 

— bei den Ansätzen für Zinsen und Kreditkosten, wo eine 
Minderausgabe von einer weiteren Mrd. DM nach den 
Angaben des Bundesministers der Finanzen vor allem 
wegen eines „deutlichen Zinsrückgangs" und „günstige- 
rer Konditionen" entstanden ist, 

— bei den Zuschüssen an die knappschaftliche Renten- 
versicherung, wo in 1975 eine Minderausgabe von 
0,5 Mrd. DM nach den Angaben des Finanzministers 
durch eine „höhere Beschäftigtenzahl" mit der Folge 
höherer Betriebseinnahmen einerseits und andererseits 
durch die Tatsache entstanden ist, daß weniger Arbeit- 
nehmer „in Rente gegangen" seien, 

— bei den Ausgaben für die Ausbildungsförderung, wo (ein- 
schließlich berufliche Bildung) eine Minderausgabe von 
0,5 Mrd. DM entstanden ist, weil nach den Angaben des 
Bundesfinanzministers infolge gestiegener Einkommen 
und aus anderen Gründen weniger Auszubildende die 
Förderung in Anspruch genommen haben, 

— beim Bürgschaftsfonds, wo nach Angabe des Bundes- 
ministers der Finanzen in 1975 eine Minderausgabe von 
0,4 Mrd. DM als Folge des Ausbleibens größerer Schäden 
und Umschuldungen und „zudem" aufgrund des stark 
angestiegenen Bürgschaftsvolumens mit der Folge höhe- 
rer Einnahmen entstanden ist, 

— bei den Ansätzen für die Kriegsopferversorgung und die 
Kriegsopferfürsorge, wo 1975 nach den Angaben des 
Bundesministers der Finanzen eine Minderausgabe von 
0,3 Mrd. DM entstanden ist, weil „die Zahl der Versor- 
gungsberechtigten stärker als vorausgeschätzt abgenom- 
men hat", 

— beim Kindergeld, wo nach den Angaben des Bundes- 
ministers der Finanzen eine Minderausgabe von 0,3 Mrd. 
DM ebenfalls wegen Rückgangs der Zahl der Berechtigten 
(Geburtenrückgang sowie geringere Zahl von Gastarbei- 
tern) entstanden ist, 

— - bei der Krankenhausfinanzierung (Minderausgabe 

0,2 Mrd. DM), beim Hochschulbau, bei den Wohnungs- 
bauprämien und beim Wohngeld? 

4. Die Steuermehreinnahmen des Bundes von 2,2 Mrd. DM im 
Jahre 1975 ergaben sich in erster Linie bei den Veranla- 
gungssteuern (Einkommen- und Körperschaftsteuer sowie 
Ergänzungsabgabe) sowie der Umsatzsteuer. Die höheren 
Einnahmen bei der Veranlagungsteuer beruhen auf höhe- 
ren Abschlußzahlungen aus den Vorjahren als Folge inten- 
sivierter Beitreibung, Veranlagung und Betriebsprüfung, die 
für die Folgejahre auch das Vorauszahlungssoll erhöhen 
müßten. Die höheren Einnahmen aus der Umsatzsteuer sol- 
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len in erster Linie auf einem Anstieg des privaten Ver- 
brauchs beruhen. Inwieweit kann (oder kann nicht) nach den 
angegebenen Begründungen aus heutiger Sicht auch für 1976 
und die Folgejahre voraussichtlich mit höheren Steuerein- 
nahmen gerechnet werden? 

5. Mit welchen als zwangsläufig angesehenen Mehrbelastun- 
gen gegenüber dem bisherigen Haushaltsentwurf 1976 und 
der Finanzplanung für die Jahre bis 1979 rechnet die Bundes- 
regierung aus heutiger Sicht? 


Bonn, den 28. Januar 1976 


Höcherl 

Leicht 

Dr. Althammer 
Dr. Häfele 
Dr. Zeitei 

Dr. Köhler (Duisburg) 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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